
§ 11 Öffentliche Ersatzleistungen vor den
Zivilgerichten

Wie bereits gezeigt, werden öffentliche Ersatzleistungen nicht allein vor den
Verwaltungsgerichten verhandelt, sondern sind infolge diverser Sonderzuwei-
sungen (näher § 5 Rn. 161 ff.) auch vielfach Gegenstand der Zivilgerichtsbarkeit.
Die betreffenden Ansprüche lassen sich also prozessual nicht in das öffentliche
Recht einbetten und werden daher hier gesondert behandelt.
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A. Unrechtshaftung (Jana Himstedt)

Vor den Zivilgerichten zu verhandelnde Tatbestände der sog. Unrechtshaftung –
also solche, die der Haftung für rechtswidrige Zustände dienen – sind insbeson-
dere die Amtshaftungsansprüche nach deutschem (Rn. 3 ff.) und europäischem
Recht (Rn. 31 ff.) wie auch Ansprüche aus Verwaltungsschuldverhältnissen
(Rn. 42 ff.).

I. Die Amtshaftung (§ 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG)

Mit dem Amtshaftungsanspruch ist ein zentraler Anspruch des Staatshaftungs-
rechts¹ der ordentlichen Gerichtsbarkeit zugewiesen (Art. 34 S. 3 GG, § 40 II 1
VwGO). Die Verfassungsvorschrift des Art. 34 S. 3 GG ist dabei nicht selbst als
Sonderzuweisung aufzufassen, sondern vielmehr als Garantie einer solchen im
einfachen Recht.² § 40 II 1 VwGO setzt diese Vorgabe um. Folglich sollten in der
Klausur beide Vorschriften gemeinsam zitiert werden. Zuständig sind gem.
§ 71 I, II Nr. 2 GVG die Zivilkammern der Landgerichte.

Eine zivilprozessuale Zulässigkeitsprüfung wird in der verwaltungsrechtli-
chen Klausur gleichwohl regelmäßig nicht erwartet werden (s. § 5 Rn. 167).

1. Anspruchsziel und Anwendungsbereich
Der Amtshaftungsanspruch ist – seinem Regelungsstandort im deliktischen Zi-
vilrecht entsprechend – auf die Gewährung von Schadensersatz und damit
grundsätzlich auf vollständige Naturalrestitution zugunsten des Geschädigten
gerichtet.

Hinsichtlich des räumlichen Anwendungsbereichs des Amtshaftungs-
rechts hat der BGH jüngst entschieden, dass Schäden, die ausländischen Bürgern
im Rahmen bewaffneter Auslandseinsätze deutscher Streitkräfte widerfahren,
nicht vom Anspruch aus § 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG gedeckt sind; derartige
Schäden habe der Gesetzgeber bei Erlass der Haftungsvorschriften nicht vor Au-
gen gehabt.³

 So Waldhoff, JuS 2017, 572; Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 27
Rn. 931.
 Papier in: Maunz/Dürig, GG, 84. Aufl. 2018, Art. 34 Rn. 305.
 BGH, Urt. v. 6.10. 2016, Az.: III ZR 140/15 = NVwZ 2017, 87– „Kunduz-Urteil“; Besprechung etwa
bei Waldhoff, JuS 2017, 572.
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2. Die Rechtsgrundlagen und ihre Systematik
Die normativen Grundlagen des Amtshaftungsanspruchs finden sich in § 839 BGB
i.V.m. Art. 34 GG. Ersterer regelt dabei grundsätzlich die Eigenhaftung des indi-
viduellen Amtswalters (sog. Beamtenhaftung), wohingegen Art. 34 GG die Haf-
tung des Staates selbst (Staatshaftung) normiert. In Kombination führen beide
schließlich zur Amtshaftung, die als gleichsam mittelbare Staatshaftung da-
durch gekennzeichnet ist, dass die zunächst den Beamten treffende Haftung mit
schuldbefreiender Wirkung auf den Staat übergeleitet wird.⁴ In der Folge stellt
§ 839 BGB die anspruchsbegründende und Art. 34 GG die anspruchsverlagernde
Vorschrift⁵ einer einheitlichen Anspruchsgrundlage dar.⁶

Trotz der damit verbundenen Schuldbefreiung des Beamten im Außenver-
hältnis zum Geschädigten kann der Hoheitsträger im Falle von Vorsatz oder
grober Fahrlässigkeit Regress gegen seinen Amtswalter nehmen (§ 34 S. 2 GG).

3. Anspruchsvoraussetzungen
Die Voraussetzungen der Amtshaftung lassen sich – anders als die der vielen
richterrechtlichen Institute des Staatshaftungsrechts – im Wesentlichen bereits
dem Wortlaut ihrer Rechtsgrundlagen (§ 839 BGB, Art. 34 GG) entnehmen.

a) Beamter im haftungsrechtlichen Sinne
So muss § 839 I 1 BGB zufolge ein „Beamter“ tätig geworden sein. Angesichts der
weiteren Formulierung des Art. 34 1 GG („jemand“ im Dienst einer öffentlichen
Körperschaft) wird dieser Beamtenbegriff jedoch exzessiv ausgelegt; Beamter „im
haftungsrechtlichen Sinne“ ist somit jeder, der hoheitlich tätig wird, unabhängig
von seiner Verbeamtung im statusrechtlichen Sinne.⁷ Hierzu zählen auch etwa
Angestellte im öffentlichen Dienst, Abgeordnete⁸ oder Minister⁹.

Als problematisch kann sich insbesondere die Einordnung selbständiger
Privater gestalten, die im Aufgabenkreis einer Behörde tätig werden. Der früheren
„Werkzeugtheorie“ des BGH zufolge sollte ein nicht beliehener Privatunterneh-
mer nur dann hoheitlich handeln, wenn ihm infolge von Weisungen oder sons-

 Zum Ganzen Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 26 Rn. 1 ff.
 Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076; BVerfG, Beschl. v. 24.11. 2015, Az.: 2 BvR 355/12 = NVwZ 2016,
606 (608).
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 37 Rn. 3.
 Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076; Hartmann/Tieben, JA 2014, 401; Schaks, ZJS 2015, 409 (415).
 Schaks, ZJS 2015, 409 (415).
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 27 Rn. 938 m. w. N.
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tiger Einflussnahme seitens der Behörde ein derart geringer Entscheidungs-
spielraum verbleibt, dass er als deren bloßes Werkzeug erscheinen muss.¹⁰ Diese
Rechtsprechung wurde mittlerweile gelockert: So soll eine Tätigkeit desto eher als
hoheitlich qualifiziert werden können, „je stärker der hoheitliche Charakter der
Aufgabe in den Vordergrund tritt, je enger die Verbindung zwischen der über-
tragenen Tätigkeit und der […] hoheitlichen Aufgabe und je begrenzter der Ent-
scheidungsspielraum des Unternehmers ist“¹¹. Insbesondere im praktisch rele-
vanten Fall des privaten Abschleppunternehmers kommt man so regelmäßig
dazu, eine hoheitliche Tätigkeit zu bejahen.¹² Die haftungsrechtliche „Flucht ins
Privatrecht“ ist dem Verwaltungsträger damit abgeschnitten.

Bei Beliehenen hingegen kann die haftungsrechtliche Amtswaltereigen-
schaft aufgrund des formellen öffentlichen („offiziellen“) Beleihungsakts pro-
blemlos festgestellt werden;¹³ bei Verwaltungshelfern ist sie wegen deren bloß
unselbständiger Aufgabenwahrnehmung ebenfalls weitgehend anerkannt.¹⁴

b) In Ausübung eines öffentlichen Amtes (Art. 34 1 GG)
Der Amtsträger muss ferner gerade „in Ausübung“ des öffentlichen Amtes – und
nicht nur bei dessen Gelegenheit – tätig geworden sein. Erforderlich ist also, dass
die schädigende Handlung einen äußeren und inneren Zusammenhang mit
der Ausübung hoheitlicher Gewalt aufweist.¹⁵

c) Verletzung einer drittbezogenen Amtspflicht
Ferner erfordert der Tatbestand, dass eine Amtspflicht verletzt worden ist. Als
letztere zählen sämtliche für den Amtswalter geltenden Verhaltensvorgaben; sie
können sich grundsätzlich aus allen Rechtsquellen ergeben.¹⁶ Zentrale Pflicht des
Beamten ist diejenige, bei der Amtsausübung die seinen Dienstherrn treffenden
rechtlichen Grenzen (vgl. Art. 20 III GG) zu beachten, sich mithin rechtmäßig zu

 BGH, Urt. v. 15.6.1967, Az.: III ZR 23/65 = BGHZ 48, 98 (103).
 BGH, Urt. v. 21.1.1993, Az.: III ZR 189/91 = BGHZ 121, 161 (165 f.).
 Vgl. Ogorek, JA 2016, 279 (285);Wittreck/Wagner, Jura 2013, 1213 (1216); BGH,Urt. v. 18. 2. 2014,
Az.: VI ZR 383/12 = NJW 2014, 2577 (2578).
 Hartmann/Tieben, JA 2014, 401 (402).
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 27 Rn. 942.
 Wittreck/Wagner, Jura 2013, 1213 (1216).
 Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076.
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verhalten.¹⁷ Diese kann gleichermaßen durch Tun wie Unterlassen verletzt wer-
den.¹⁸

In jedem Fall muss die verletzte Amtspflicht drittbezogen sein (vgl. § 839 I 1
BGB: „einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht“), d.h. gerade auch dem
Geschädigten gegenüber bestanden haben. Im Wesentlichen können hier die
zum subjektiven öffentlichen Recht entwickelten Grundsätze (vgl. Schutznorm-
theorie) übertragen werden.¹⁹ Insbesondere ist teleologisch zu ermitteln, ob der
Anspruchsteller zum Kreis derjenigen gehört, die durch die verletzte Verhaltens-
norm geschützt werden sollen; nicht ausreichend ist, dass er lediglich im Wege
eines Rechtsreflexes durch diese begünstigt wird. Nicht notwendig ist dafür, dass
der Dritte am Amtsgeschäft beteiligt ist oder einen Anspruch auf die betreffende
Amtshandlung hat.²⁰

Beispiel: Beispielhaft ist insofern die jüngere Rechtsprechung des BGH zur Amtshaftung der
Gemeinden für die unterbliebene Bereitstellung eines Betreuungsplatzes.²¹ Das Gericht führte
aus, die Amtspflicht zur Erfüllung des Betreuungsanspruchs bezwecke ihrer Entstehungsge-
schichte und dem Gesetzestext zufolge auch eine Entlastung der Eltern zugunsten der Auf-
nahme oder Weiterführung einer Erwerbstätigkeit und sei mithin zu deren Gunsten drittge-
richtet. Die Vorinstanz hatte indes noch angenommen, die Betreuungspflicht schütze
ausschließlich Belange des Kindes, da nach dem Gesetzeswortlaut allein dieses, nicht aber die
Eltern Inhaber des Betreuungsanspruchs sei[en].²²

Zu problematisieren ist die Frage der Drittrichtung einer Amtspflichtverletzung
insbesondere in Fällen „normativen“ – also gesetzesförmigen – Unrechts. Der
BGH verneint eine hinreichende Individualisierbarkeit der geschützten Interessen
grundsätzlich, wenn die Amtspflicht durch den Erlass einer abstrakt-generellen
Norm verletzt wurde. Denn Normgebung erfolge – schon verfassungshalber, vgl.
Art. 19 I 1 GG²³ – ausschließlich im Allgemeininteresse.²⁴ Anerkannte Ausnahmen

 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 26 Rn. 16.
 Vgl. etwa BGH, Urt. v. 20.4. 2017, Az.: III ZR 470/16 = NVwZ-RR 2017, 608 – Amtshaftungsan-
spruch wegen unterlassenen Hinweises auf den Eintritt einer gaststättenrechtlichen Genehmi-
gungsfiktion.
 Vgl.Wittreck/Wagner, Jura 2013, 1213 (1217); Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076 (1077).
 BGH, Urt. v. 5.4. 2018, Az.: III ZR 211/17 = DVBl. 2018, 934 (935f.).
 BGH,Urt. v. 20.10. 2016, Az.: III ZR 278/15 = NJW 2017, 397 (398 ff.); BGH,Urt. v. 20.10.2016, Az.:
III ZR 303/15 = DVBl. 2017, 58 (59).
 OLG Dresden, Urt. v. 26.8. 2015, Az.: 1 U 319/15 = juris-Rn. 45 ff.
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 142.
 BGH, Urt. v. 10.12.1987, Az.: III ZR 220/86 = BGHZ 102, 350 (367); ebenso Ossenbühl/Cornils,
Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 105 f.; Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht,
5. Aufl. 2018 Rn. 142. Aktuell scheiterte an dieser Rechtsprechung etwa die Klage zweier Mieter, die
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dieser Judikatur bilden allerdings Bauleitpläne, soweit die verletzte planungs-
rechtliche Vorschrift (wie etwa § 1 VII BauGB) selbst drittschützend ist²⁵ sowie
Maßnahme- und Einzelfallgesetze²⁶.

Teile der Literatur lehnen jene Rechtsprechung insbesondere unter Hinweis
auf den drittschützenden Charakter der durch das Gesetz berührten Grundrechte
ab.²⁷ Zu bemerken ist jedoch, dass auch diese Ansicht eine Haftung für Legisla-
tivakte ausschließt,wenn es zu einer unmittelbaren Grundrechtsbeeinträchtigung
noch eines konkretisierenden Vollzugs durch die Exekutive bedarf. Die Meinun-
gen kommen insofern nur bei sog. „self-executing“-Gesetzen zu unterschiedlichen
Ergebnissen.²⁸ Andere – meist ältere – Literaturstimmen folgen dem BGH indes,
etwa mit dem historisch-genetischen Argument, das Amtshaftungsrecht sei allein
mit Blick auf exekutivisches Fehlverhalten geschaffen worden²⁹ oder Bedenken
dahingehend, dass eine drohende Staatshaftung die Entschlussfreiheit der Le-
gislative übermäßig beschränke³⁰.

Unabhängig davon kann bei unterbliebener oder fehlerhafter Umsetzung
europäischer Richtlinien durch den nationalen Gesetzgeber der unionsrechtliche
Amtshaftungsanspruch eingreifen (dazu unten Rn. 31 ff.).

Examenswissen: Dasselbe gilt nach derzeitiger Rechtsprechung im Ergebnis für den exekutivi-
schen Vollzug verfassungswidriger Gesetze, auch wenn der Anspruch hier in der Regel an den
Merkmalen der Pflichtwidrigkeit und des Verschuldens scheitert statt an der Drittgerichtetheit
hoheitlicher Pflichten.³¹

d) Verschulden
Die Amtshaftung ist eine Verschuldenshaftung,wobei prinzipiell die allgemeinen
Grundsätze des BGB gelten.³²

Zwei Besonderheiten gilt es dennoch zu beachten: Zum einen ist der Fahr-
lässigkeitsbegriff seitens der Rechtsprechung objektiviert („entindividuali-
siert“) worden, indem man nicht auf Kenntnisse und Fähigkeiten des konkreten

vom Land Schadensersatz für eine unwirksame Verordnung zur Mietpreisbremse begehrten: LG
München I, Urt. v. 21.11. 2018, Az.: 15 O 19893/17 = WuM 2019, 38.
 OLG Saarbrücken, Urt. v. 12.10. 2017, Az.: 4 U 29/16 = NVwZ-RR 2018, 348 (349 f.).
 BGH, Urt. v. 10.12.1987, Az.: III ZR 220/86 = BGHZ 102, 350 (367).
 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 26 Rn. 53; Papier/Shirvani
in: MüKo BGB, 7. Aufl. 2017, § 839 Rn. 261.
 Schmitt/Werner, NVwZ 2017, 21 (25 f.).
 Eckert, Die Haftung des Staates bei nichtigen Gesetzen und Verordnungen, 1973, S. 103.
 Vogel, Die Verwirklichung der Rechtsstaatsidee im Staatshaftungsrecht, 1977, S. 24.
 Detterbeck, NVwZ 2019, 97.
 Teichmann in: Jauernig, BGB, 17. Aufl. 2018, § 839 Rn. 15.

15

16

17

A. Unrechtshaftung (Jana Himstedt) 971

Jana Himstedt



Amtswalters, sondern diejenigen eines „pflichtgetreuen Durchschnittsbeam-
ten“ abstellt.³³ Zweitens muss bei juristischen Personen des öffentlichen Rechts
stets an die Möglichkeit eines Organisationsverschuldens gedacht werden: So
werden diesen auch unabhängig von einer persönlichen Vorwerfbarkeit an den
einzelnen Amtswalter – etwa bei Entscheidungen von Kollegialorganen³⁴ – or-
ganisatorische Mängel innerhalb des Verwaltungsapparats als Verschulden zu-
gerechnet.³⁵ In der Folge muss der Anspruchsteller den „schuldigen Amtsträger“
auch nicht namentlich bezeichnen können, um seiner Darlegungslast zu genü-
gen.³⁶

e) Kausaler Schaden
Schließlich muss nach der Differenzhypothese³⁷ ein Schaden entstanden sein, der
kausal auf die Amtspflichtverletzung zurückgeht (haftungsausfüllende Kausali-
tät).³⁸ Auch dies richtet sich nach allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätzen,
insbesondere der Äquivalenz- und Adäquanztheorie.³⁹

f) Kein Ausschluss
Gleichwohl kann der Anspruch ausgeschlossen sein, wenn eine der folgenden
gesetzlichen Fallgruppen erfüllt ist:

aa) Subsidiaritätsklausel (§ 839 I S. 2 BGB)
Hat der Amtsträger „nur“ fahrlässig gehandelt und besteht ein anderweitiger
Anspruch des Geschädigten, so tritt die Amtshaftung gem. § 839 I S. 2 BGB
grundsätzlich als subsidiär hinter diesen zurück (sog. Subsidiaritätsklausel⁴⁰ oder
Verweisungsprivileg⁴¹).

 Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 78; Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076
(1077).
 Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 44 Rn. 28.
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 27 Rn. 958.
 Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 79.
 BGH, Urt. v. 14.7. 2016, Az.: III ZR 265/15 = NVwZ 2017, 251 (254).
 Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 44 Rn. 30.
 Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076 (1077).
 Singbartl/Rübbeck,VR 2017, 93 (96).
 Hartmann/Tieben, JA 2014, 401 (405).
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Beispiel:⁴² K hat eine Gaststättenerlaubnis beantragt, die ihm von der zuständigen Behörde
versagt wird. Tatsächlich ist jedoch im Zeitraum zwischen Antrag und Versagung eine Ge-
nehmigungsfiktion eingetreten, die dem Versagungsbescheid widerspricht und diesen rechts-
widrig macht. Weder die Behörde selbst noch der K in der Sache betreuende Anwalt A weisen
den K auf diesen Umstand hin. Die Behörde verletzt dadurch ihre gesetzliche Hinweispflicht aus
§ 25 (Landes‐)VwVfG, die eine den K schützende Amtspflicht darstellt und diesen grundsätzlich
zum Schadensersatz berechtigt. Ein Amtshaftungsanspruch ist dennoch gem. § 839 I 2 BGB
ausgeschlossen, weil auch A dem Kwegen der unterlassenen Beratung aus dem Anwaltsvertrag
haftet und die Bediensteten der Behörde lediglich fahrlässig handelten.

Historisch ist die Subsidiaritätsklausel allerdings der ursprünglich alleinigen
Beamtenhaftung des § 839 BGB geschuldet: So diente sie dem Schutz des finan-
ziell schwach aufgestellten Amtsträgers und sollte verhindern, dass dieser durch
die „stet[e] Sorge, sich haftbar zumachen“ seine Entschlussfreude verliere.⁴³ Nach
der Haftungsüberleitung auf den Staat mit Art. 34 GG ist dieser Zweck entfallen,
was zu einer nunmehr restriktiven Auslegung des § 839 I 2 BGB durch Recht-
sprechung und Literatur geführt hat. Danach greift die Klausel insbesondere nicht
ein, wenn der anderweitige Ersatzanspruch

1. nicht oder nicht unter zumutbaren Bedingungen durchsetzbar ist;⁴⁴
2. sich gegen denselben oder einen anderen öffentlichen Verwaltungs-

träger richtet⁴⁵, weil es sonst zu einer endlosen Hin-und-Rückverweisung zwi-
schen den öffentlich-rechtlichen Schuldnern käme;

3. gegen eine private oder gesetzliche Versicherung (Krankenversicherung
etc.) besteht und somit auf Eigenleistungen des Geschädigten beruht⁴⁶

oder
der Amtshaftungsanspruch selbst durch die Teilnahme des Amtswalters im

Straßenverkehr, an welchem der Beamte grundsätzlich wie „jedermann“, also
haftungsrechtlich gleichberechtigt, partizipiert (Ausnahme: Gebrauch von Son-
derrechten)⁴⁷ oder durch die Verletzung einer öffentlich-rechtlichen Straßen-
verkehrssicherungspflicht⁴⁸ entstanden ist.

 Angelehnt an OLG Stuttgart, Urt. v. 17.8. 2016, Az.: 4 U 158/14; bestätigt durch BGH,Urt. v. 20.4.
2017, Az.: III ZR 470/16 = BGHZ 214, 360.
 Hartmann/Tieben, JA 2014, 401 (405) unter Verweis auf den Bericht der Reichstags-Kom-
mission über den Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuchs, 1896, § 823 I und 2, S. 109.
 Wittreck/Wagner, Jura 2013, 1213 (1220); Voßkuhle/Kaiser, JuS 2015, 1076 (1077).
 Schröder, JA 2018, 678 (683); aktuell auch OLG Koblenz, Urt. vom 26.7. 2018, Az.: 1 U 344/18 =
VersR 2019, 31 (LS).
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 37 Rn. 27.
 Entsprechender Übungsfall bei Ogorek, JA 2016, 279.
 BGH, Urt. v. 1.7.1993, Az.: III ZR 167/92 = NJW 1993, 2612 (2613).
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bb) Spruchrichterprivileg (§ 839 II BGB)
Für judikatives Unrecht in Form rechtswidrig ergangener Urteile besteht eine
Haftung ferner nur dann, wenn hierbei zugleich eine Straftat – insbesondere
Rechtsbeugung (§ 339 StGB) oder Richterbestechlichkeit (§ 332 II StGB) – ver-
wirklicht wird.⁴⁹ Diese Haftungsbeschränkung soll die richterliche Unabhängig-
keit (Art. 97 I GG) ebenso wie die Bestandskraft gerichtlicher Entscheidungen
sichern.⁵⁰

In der Konsequenz sind zunächst nicht nur Berufs-, sondern auch alle
ehrenamtlichen Richter durch sie privilegiert.⁵¹ Auch was die sachliche Reich-
weite der Vorschrift angeht, ist die Formulierung „Urteil in der Rechtssache“ weit
zu verstehen: So sind nicht nur Urteile im prozessrechtlichen Sinne, sondern
grundsätzlich auch alle sonstigen Entscheidungen erfasst, die in Rechtskraft er-
wachsen können (sog. „urteilsvertretende Erkenntnisse“).⁵² Die nur beschränkte
Rechtskraftfähigkeit von Beschlüssen im einstweiligen Rechtsschutz⁵³ soll
dabei genügen, da es sich auch im vorläufigen Verfahren um ein selbständiges
Erkenntnisverfahren mit einer „interimistische[n] Befriedungsfunktion“ han-
dele.⁵⁴

Nach § 839 II 2 BGB findet das Spruchrichterprivileg keine Anwendung auf
eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der Amtsausübung. Zu be-
achten gilt hierbei, dass verfahrensleitende Handlungen des Richters, die ob-
jektiv verzögernd wirken, aber der Gewinnung einer Tatsachengrundlage für das
Urteil dienen (etwa: Entscheidung über die Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens), nicht § 839 II 2 BGB unterfallen.Vielmehr werden demWortlaut („bei
dem Urteil“, nicht: „in“) und Telos der Vorschrift (Schutz der richterlichen Un-
abhängigkeit) entnommen, dass das Spruchrichterprivileg auch für solche gelten
muss.⁵⁵

 Hartmann/Tieben, JA 2014, 401 (406).
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 27 Rn. 967.
 Papier/Shirvani in: Münchener Kommentar BGB, 7. Aufl. 2017, § 839 Rn. 324.
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 196.
 Denn diese sind grundsätzlich auch im Nachhinein gem. § 80 Abs. 7 VwGO bzw. analog § 927
ZPO jederzeit abänderbar.
 BGH, Urt. v. 9.12. 2004, Az.: III ZR 200/04 = NJW 2005, 436 (437).
 BGH, Urt. v. 4.11. 2010, Az.: III ZR 32/10 = NJW 2011, 1072 (1073).
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cc) Rechtsmittelversäumnis (§ 839 Abs. 3 BGB) und sonstiges Mitverschulden
(§ 254 BGB)

Auch ein schuldhaftes Rechtsmittelversäumnis führt zum Anspruchsausschluss
(§ 839 Abs. 3 BGB). Insofern hat sich der grundsätzliche Vorrang des Primär-
rechtsschutzes im Gesetz niedergeschlagen (kein „Dulden und Liquidieren“).⁵⁶
Der Rechtsmittelbegriff wird ganz überwiegend weit verstanden und umfasst
förmliche (etwa Widerspruch, Anfechtungsklage) wie auch formlose Rechtsbe-
helfe (Dienst- und Fachaufsichtsbeschwerden, Gegenvorstellungen, Erinnerung
der Behörde an die Antragserledigung⁵⁷), nicht hingegen die Erhebung einer
Verfassungsbeschwerde als „außerordentlichen“ Rechtsbehelf.⁵⁸ Indes muss der
Gebrauch des Rechtsmittels dem Geschädigten auch zumutbar sein, was etwa im
Falle einer gänzlich aussichtslosen Klage zu verneinen ist.⁵⁹

Im Übrigen ist § 254 BGB auf den Amtshaftungsanspruch anwendbar, sodass
auch eine sonstige Mitverantwortlichkeit des Geschädigten für den Schaden zur
Anspruchskürzung führen kann.⁶⁰ Ein vollständiger Anspruchsausschluss soll
dabei jedoch nur ausnahmsweise in Betracht kommen.⁶¹

4. Darlegungs- und Beweislast
Hinsichtlich der Darlegungs- und Beweislastverteilung gelten grundsätzlich der
zivilprozessrechtliche Beibringungsgrundsatz und das Günstigkeitsprinzip
mit der Folge, dass der Anspruchsteller das Vorliegen der Tatbestandsvorausset-
zungen des Amtshaftungsanspruchs vortragen und beweisen muss.⁶² Erleichtert
wird ihm dies aber in der Praxis dadurch, dass die Rechtsprechung zum einen
das Institut des Anscheinsbeweises großzügig einsetzt und zum anderen häufig
eine Beweislastverteilung nach Gefahrenbereichen vornimmt: So schuldet der
Geschädigte hinsichtlich des Verschuldens des Amts- bzw. Hoheitsträgers ledig-
lich den „Beweis eines Sachverhalts, der nach dem regelmäßigen Ablauf der
Dinge die Folgerung begründet, dass ein Beamter seine Amtspflicht schuldhaft
verletzt hat“ (sog. Anscheins- oder prima-facie-Beweis).⁶³ Zudem können be-

 Kratzlmeier, JA 2018, 1239 (1248f.).
 Papier/Shirvani in: Münchener Kommentar BGB, 7. Aufl. 2017, § 839 Rn. 331.
 Sodan/Ziekow, Grundkurs Öffentliches Recht, 8. Aufl. 2018, § 86 Rn. 19.
 BGH, Urt. v. 2. 2. 2017, Az.: III ZR 41/16 = NVwZ-RR 2017, 579 (582).
 BGH,Urt. v. 10.12. 2015, Az: III ZR 27/14 = NVwZ-RR 2016, 258 (261); BGH,Urt. v. 20.6. 2013, Az.:
III ZR 326/12 = NVwZ-RR 2013, 909 (910).
 BGH, Urt. v. 20.6. 2013, Az.: III ZR 326/12 = NVwZ-RR 2013, 909 (910).
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 37 Rn. 20.
 BGH, Urt. v. 20.10. 2016, Az.: III ZR 278/15 = NJW 2017, 397 (401).
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sondere Berufs- oder Organisationspflichten des Amtsträgers (z.B. bei öf-
fentlich bediensteten Ärzten, Rettungssanitätern und Schwimmmeistern) zu einer
Beweislastumkehr bezüglich der Schadenskausalität führen, weil dem Geschä-
digten ein Beweis des Geschehensverlaufs bei hypothetisch pflichtgemäßem
Handeln des Amtsträgers hier regelmäßig nicht zumutbar ist (s. Fall 16 in Ei-
sentraut, Fälle zum Verwaltungsrecht, 2020).⁶⁴

Zudem sind die besonders normierten Beweisregeln des Deliktsrechts (§ 832 I
S. 2, 833, 836 f.) auch auf den Amtshaftungsanspruch anwendbar.⁶⁵ Liegt also etwa
in der Amtspflichtverletzung zugleich eine Aufsichtspflichtverletzung (z.B. in
öffentlichen Kindergärten), gilt die Beweislastumkehr des § 832 I S. 2 BGB.⁶⁶

5. Abschließender Überblick: Der Amtshaftungsanspruch
Anspruchsgrundlage: § 839 BGB i.V.m. Art. 34 GG

Voraussetzungen:
1. Beamter im haftungsrechtlichen Sinne
2. In Ausübung eines öffentlichen Amtes
3. Verletzung einer drittbezogenen Amtspflicht
4. Verschulden
5. Kausaler Schaden
6. Kein Ausschluss

→ Subsidiaritätsklausel (§ 839 I S. 2 BGB)
→ Spruchrichterprivileg (§ 839 II BGB)
→ Rechtsmittelversäumnis oder sonstiges Mitverschulden (§§ 839 Abs. 3, 254
BGB)

Rechtsfolge: Anspruch auf Schadensersatz

6. Literaturhinweise
Ausbildungsaufsätze: Voßkuhle/Kaiser, Grundwissen – Öffentliches Recht: Der
Amtshaftungsanspruch, JuS 2015, 1076; Hartmann/Tieben, Amtshaftung, JA 2014,
401; Wittreck/Wagner, Der Amtshaftungsanspruch nach Art. 34 1 GG/§ 839 I 1
BGB, Jura 2013, 1213

 Vgl. BGH, Urt. v. 23.11. 2017, Az.: III ZR 60/16 = NJW 2018, 301; KG, Urt. v. 19.5. 2016, Az.:
20 U 122/15 = MDR 2016, 1142.
 Itzel, MDR 2015, 1217 (1221) m.w.N.
 BGH, Urt. v. 13.12. 2012, Az.: III ZR 226/12 = NJW 2013, 1233 (1235).
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Übungsklausuren und -hausarbeiten: Ogorek, Original-Examensklausur:
„Easy Rider“, JA 2016, 279 (284 ff.); Singbartl, Übungsfall: Gemeindliche und/oder
Staatshaftung beim unwirksamen Bebauungsplan, ZJS 2015, 106 (111 ff.); Schaks,
Referendarexamensklausur: Freie Fahrt für freie Radler, ZJS 2015, 409 (414 ff.)

II. Der unionsrechtliche Staatshaftungsanspruch

Auch unionsrechtlich ist – neben einer Haftung der EU selbst für ihre Organe
und Bediensteten, Art. 340 II AEUV – unter bestimmten Voraussetzungen eine
Haftung der Mitgliedstaaten geboten. Dies gilt vor allem im Kontext der un-
terlassenen oder fehlerhaften Umsetzung europäischer Richtlinien durch den
nationalen Gesetzgeber.⁶⁷ An praktischer Relevanz gewinnt der unionsrechtliche
Haftungsanspruch vor diesem Hintergrund dadurch, dass durch derartiges – also
legislatives – Unrecht hervorgerufene Schäden vom nationalen Amtshaftungs-
anspruch grundsätzlich nicht abgedeckt sind (s. oben Rn. 14). Er findet aber auch
auf unionsrechtswidriges Handeln der Exekutive und Judikative Anwendung.⁶⁸

Die Modalitäten der gerichtlichen Geltendmachung des unionsrechtlichen
Staatshaftungsanspruchs sind – im Rahmen des europarechtlichen Äquivalenz-
und Effektivitätsprinzips – grundsätzlich dem nationalen Verfahrensrecht über-
lassen.⁶⁹ Im deutschen Recht bedeutet dies konkret, dass der Anspruch gleich
dem nationalen Amtshaftungsanspruch auf dem ordentlichen Rechtsweg
(Art. 34 S. 3 GG, § 40 II 1 VwGO) vor den Zivilkammern der Landgerichte (§ 71 II
Nr. 2 GVG) einzuklagen ist, im Regelfall mittels zivilprozessualer Leistungs-
klage.

1. Anspruchsgrundlage
Hergeleitet wurde der unionsrechtliche Amtshaftungsanspruch 1991 richter-
rechtlich durch den EuGH im Francovich-Urteil⁷⁰ aus dem Loyalitätsgrundsatz
(heute: Art. 4 III EUV), dem effet utile wie auch dem Individualanspruch auf
effektiven Rechtsschutz (nunmehr Art. 47 GRCh).⁷¹ Nach wie vor streitig ist, ob

 Vgl. etwa Zimmermann, ArbRAktuell 2015, 165 zur fehlerhaften Umsetzung der Leiharbeits-
richtlinie.
 Frenz/Grötzkes, JA 2009, 759 (insbes. 762 f.).
 Herrmann, Examens-Repetitorium Europarecht, 6. Aufl. 2017, § 1 Rn. 92.
 EuGH, Urt. v. 19.11.1991, Az.: C-6/90, C-9/90 = NJW 1992, 165.
 Kritisch hierzu Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 47
Rn. 11 ff.
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dieser Anspruch genuin unionsrechtlicher Natur ist oder im nationalen Recht
wurzelt und lediglich eine modifizierte Anwendung der Amtshaftung aus § 839
BGB i.V.m. Art. 34 GG gebietet.⁷² Der BGH prüft ihn eigenständig neben der na-
tionalen Amtshaftung,⁷³ sodass manmit diesem Aufbau auch in der Klausur nicht
falsch liegen kann.

2. Anspruchsvoraussetzungen
Folgende drei Tatbestandsvoraussetzungen des Haftungsanspruchs hat der EuGH
bisher entwickelt:

a) Verstoß gegen eine individualschützende Norm des Unionsrechts
Zunächst muss der Amtsträger gegen eine unionsrechtliche Norm (Primär- oder
Sekundärrecht) verstoßen haben, die den Schutz von Individualrechten be-
zweckt. Erfasst sind, wie bereits erwähnt, mitgliedstaatliche Handlungen aller
drei Gewalten.⁷⁴

b) Hinreichend qualifizierter Verstoß
Haftungsbegrenzend tritt jedoch hinzu, dass dieser Verstoß „hinreichend qua-
lifiziert“ sein muss. Dies bedeutet grundsätzlich, dass der Amtsträger oder das
Organ offenkundig und in schwerwiegender Weise gegen Unionsrecht ver-
stoßen haben muss.⁷⁵ Maßgebliche Aspekte sind hierbei insbesondere die Klar-
heit und Genauigkeit der verletzten Vorschrift, etwaige Entscheidungsspielräume
nationaler Stellen bei der Umsetzung bzw. Anwendung, die Verschuldensform
(Vorsatz oder Fahrlässigkeit) und etwaiges Mitverschulden des Geschädigten.⁷⁶

Bei judikativem Unrecht ist von einem hinreichend qualifizierten Verstoß
insbesondere dann auszugehen, wenn das Gericht
‒ einschlägige Entscheidungen der europäischen Gerichte offenkundig verkennt,
‒ seine Vorlagepflicht aus Art. 267 Abs. 3 AEUV verletzt oder

 Eingehend etwa Guckelberger, EuR 2011, 75 (77 ff.).
 S. z.B. BGH, Urt. v. 16.4. 2015, Az.: III ZR 204/13 = MDR 2015, 706.
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 305.
 EuGH, Urt. v. 5.5.1996, Az.: C-46/93 = NJW 1996, 1267 (1270) – Brasserie du Pêcheur.
 EuGH, Urt. v. 5.5.1996, Az.: C-46/93 = NJW 1996, 1267 (1270) – Brasserie du Pêcheur.
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‒ seiner Entscheidung eine nationale Vorschrift zugrunde legt, die gegen un-
mittelbar anwendbares Unionsrecht verstößt.⁷⁷

c) Kausaler Schaden
Letztlich muss der Schaden unmittelbar kausal auf die Unionsrechtsverletzung
zurückgehen.⁷⁸

3. Haftungsart und -umfang
In der Rechtsfolge schuldet der verantwortliche Hoheitsträger dem Geschädig-
ten Schadensersatz. Die Bemessung der Schadenshöhe liegt weitgehend beim
betroffenen Mitgliedstaat, solange die Grenze der Angemessenheit gewahrt
bleibt.⁷⁹ Auch ist es unionsrechtlich zulässig, ein Mitverschulden des Geschä-
digten, insbesondere ein Rechtsmittelversäumnis, nach dem Rechtsgedanken der
§§ 254, 839 III BGB als anspruchsmindernd zu berücksichtigen.⁸⁰ Die übrigen
Ausschlussgründe des § 839 BGB sind indes nicht übertragbar.⁸¹

4. Abschließender Überblick: Der unionsrechtliche Staatshaftungsanspruch
Anspruchsgrundlage: Loyalitätsgrundsatz (Art. 4 Abs. 3 UII, 3 EUV), effet utile und
Individualanspruch auf effektiven Rechtsschutz (→ Francovich-Rechtsprechung
des EuGH)

Voraussetzungen (soweit man von einem genuin unionsrechtlichen Anspruch
ausgeht und die Prüfung nicht nach a.A. in die des deutschen Amtshaftungs-
rechts integriert):
1. Verstoß gegen eine unionsrechtliche, individualschützende Vorschrift
2. Hinreichend qualifizierter Verstoß
3. Kausaler Schaden

Rechtsfolge: Anspruch auf Schadensersatz

 Frenz/Grötzkes, JA 2009, 759 (763); Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl.
2018 Rn. 316.
 EuGH, Urt. v. 4.10. 2018, Az.: C-571/16 – juris-Rn. 94.
 EuGH, Urt. v. 5.5.1996, Az.: C-46/93 = NJW 1996, 1267 (1271) – Brasserie du Pêcheur.
 Vgl. EuGH, Urt. v. 24.3. 2009, Az.: C-445/06 = NVwZ 2009, 771 (775).
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 27 Rn. 986.
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6. Literaturhinweise
Frenz/Götkes, Die gemeinschaftsrechtliche Staatshaftung, JA 2009, 759; Schön-
dorf-Haubold, Die Haftung der Mitgliedstaaten für die Verletzung von EG-Recht
durch die nationalen Gerichte, JuS 2006, 112.

III. Ansprüche aus Verwaltungsschuldverhältnis

Der Zivilrechtsweg ist schließlich auch für Ansprüche des Bürgers auf Scha-
denersatz aus nichtvertraglichem verwaltungsrechtlichem Schuldverhältnis
eröffnet (§ 40 II 1 Var. 2 und 3 VwGO). Ansprüche des Staates werden hingegen
nach überwiegender Auffassung von dieser Sonderzuweisung nicht erfasst; ent-
sprechende Streitigkeiten sind vor den Verwaltungsgerichten zu führen.⁸²

1. Definition des verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnisses
Unter einem verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnis versteht man abstrakt jede
„besonders intensive Pflichtenstellung“⁸³ zwischen Verwaltung und Bürger
oder zwischen Verwaltungsträgern untereinander,⁸⁴ die derjenigen in einem
privatrechtlichen Schuldverhältnis vergleichbar ist, jedoch auf dem Gebiet
des öffentlichen Rechts begründet wurde.⁸⁵ Kennzeichnend ist insofern das Be-
stehen einer öffentlich-rechtlichen Sonderverbindung, mithin einer spezifi-
schen Nähebeziehung zwischen den Parteien.⁸⁶ Begründet werden kann eine
solche Sonderverbindung vertraglich (nach den §§ 54 ff. VwVfG, dazu aber ge-
sondert § 5 Rn. 71) oder auch gesetzlich (etwa bei der öffentlich-rechtlichen
Geschäftsführung ohne Auftrag oder öffentlich-rechtlichen Verwahrungsverhält-
nissen).⁸⁷

 Schenke/Ruthig in: Kopp/Schenke, VwGO, 25. Aufl. 2019, § 40 Rn. 67, 72.
 Korte in: Wolff/Bachof/Stober/Kluth, Verwaltungsrecht I, 13. Aufl. 2017, § 55 Rn. 2.
 Vgl. beispielsweise BGH, Urt. v. 2.3. 2017, Az.: III ZR 271/15 = NVwZ-RR 2017, 510 – öffentlich-
rechtliches Schuldverhältnis zwischen einem Schulzweckverband und seinen Mitgliedsgemein-
den.
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 43 Rn. 1.
 Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 35 Rn. 1.
 Barczak, VerwArch 2018, 363 (376, 393 f.).
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2. Maßgebliche Haftungsvorschriften
Das Institut des öffentlich-rechtlichen Schuldverhältnisses wurde von Recht-
sprechung und Literatur in Anlehnung an die Schuldverhältnisse des BGB ge-
schaffen. Nahe liegt dies bereits deshalb, weil es regelmäßig der Regimewahl-
freiheit der Verwaltung unterfällt, ob sie ein Rechtsgeschäft privat- oder
öffentlich-rechtlich ausgestaltet – und diese sich so nicht etwa strengerer Haf-
tungsmodalitäten entziehen können soll.⁸⁸ In der Folge gelten, soweit spezielle
Vorgaben des öffentlichen Rechts fehlen, die wesentlichen Normen des Schuld-
rechts nach dem BGB im verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnis entspre-
chend.⁸⁹

Dazu zählt insbesondere die analoge Anwendbarkeit
‒ des § 275 BGB im Hinblick auf eine etwaige Unmöglichkeit der Leistungser-

füllung,
‒ der Schadensersatzregelungen der §§ 280 ff. BGB einschließlich der Ver-

schuldensvermutung des § 280 I 2 BGB,
‒ der Regelungen über vorvertragliche Pflichtverletzungen (§§ 311 II, 241 II BGB,

c. i. c.),
‒ der Haftung für Hilfspersonen (§ 278 BGB)⁹⁰ und
‒ der Verjährungs- und Mitverschuldensgrundsätze der §§ 194 ff., 254 BGB.⁹¹

3. Die wichtigsten nichtvertraglichen Verwaltungsschuldverhältnisse im
Überblick

Im Rahmen verwaltungsrechtlicher Schuldverhältnisse, „die nicht auf einem öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag beruhen“ (vgl. § 40 II 1 Var. 3 VwGO), können ins-
besondere Schadensersatzansprüche aus öffentlich-rechtlicherVerwahrung, aus
der – umstrittenen – öffentlich-rechtlichen Geschäftsführung ohne Auftrag und
aus öffentlich-rechtlichen Leistungs- und Benutzungsverhältnissen für die
staatshaftungsrechtliche Klausur relevant werden.

 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 29 Rn. 2.
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 237.
 BGH, Urt. v. 18. 2. 2014, Az.: VI ZR 383/12 = NJW 2014, 2577 (2578 f.).
 S. insgesamt Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 35 Rn. 3;
Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 43 Rn. 2.
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a) Öffentlich-rechtliche Verwahrung
Ein öffentlich-rechtliches Verwahrungsverhältnis entsteht „quasi-vertraglich“,
indem die Verwaltung eine bewegliche Sache in ihren Gewahrsam nimmt. Anders
als im Zivilrecht bedarf es also nicht notwendig eines Vertragsschlusses oder
überhaupt eines Einvernehmens seitens des Bürgers,⁹² sondern nur einer ein-
seitig-hoheitlichen, faktischen Inbesitznahme der Sache durch die Behörde
aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften bei gleichzeitiger Übernahme von
Obhutspflichten für jene.⁹³

Beispiel: Die Polizei schleppt das rechtswidrig geparkte Fahrzeug des K ab und stellt es im
eigenen Verwahrhof unter.

Soweit hier nicht schon polizeigesetzliche Spezialregelungen – etwa § 48 BPolG,
§ 39 ASOG Berlin⁹⁴ – greifen, gelten die §§ 688ff. BGB hinsichtlich der Pflichten-
und Risikoverteilung zwischen den Beteiligten entsprechend. Für den Bürger
resultiert daraus insbesondere ein Schadensersatzanspruch bei Beschädigung der
verwahrten Sache (§§ 280 ff. BGB).⁹⁵ Für diesen Anspruch ist es vollkommen
unschädlich, wenn seitens der Verwaltung ein privater Erfüllungsgehilfe da-
zwischengeschaltet wird.⁹⁶

Beispiel: Im Beispielsfall unter Rn. 47 ändert sich also nichts an den Ansprüchen des K gegen
den Verwaltungsträger der Polizei, wenn letztere einen privaten Abschleppunternehmer ein-
geschaltet hat. Der BGH hat im entsprechenden Falle allerdings betont, dass folglich der
zwischen der Verwaltung und dem Abschleppunternehmer geschlossene Vertrag über die
Durchführung der Verwahrung keine Schutzwirkungen zugunsten des Eigentümers der
verwahrten Sache (vgl. Vertrag mit Schutzwirkungen zugunsten Dritter) entfaltet. Denn ange-
sichts seiner Ansprüche gegen den Verwaltungsträger selbst fehlt es ihm an der erforderlichen
Schutzbedürftigkeit.⁹⁷

Die Haftungserleichterung des § 690 BGB ist dabei auf den Staat wegen dessen
gesteigerter Rechtsbindung und seiner Möglichkeit einer zwangsweisen Begrün-
dung des Rechtsverhältnisses nicht anwendbar.⁹⁸ Ebenso wird der Anspruch des
Verwahrers aus § 695 BGB (Rückforderungsrecht) für unübertragbar gehalten,

 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1272.
 Binder/Schöninger, JA 2014, 766 (771 f.).
 Hierzu Siegel/Waldhoff, Öffentliches Recht in Berlin, 2. Aufl. 2017, § 2 Rn. 231.
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 18 Rn. 818.
 BGH, Urt. v. 18. 2. 2014, Az.: VI ZR 383/12 = NJW 2014, 2577 (2579).
 BGH, Urt. v. 18. 2. 2014, Az.: VI ZR 383/12 = NJW 2014, 2577 (2579).
 Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 35 Rn. 6; Erbguth/
Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 43 Rn. 6.
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soweit eine Beschlagnahme der Sache gerade im öffentlichen Interesse (wegen
deren Gefährlichkeit o.Ä.) erfolgte.⁹⁹ Ein Anspruch der „verwahrenden“ Verwal-
tung auf Aufwendungsersatz aus § 693 BGB kommt allenfalls insoweit in Be-
tracht, als keine öffentlich-rechtlichen Kostenregelungen bestehen.¹⁰⁰ In jedem
Fall dürfte eine Geltendmachung des Anspruchs per Leistungsbescheid aber
mangels Verwaltungsaktbefugnis rechtswidrig sein; die Behörde wäre insoweit
auf den Klageweg verwiesen.

b) Öffentlich-rechtliche Geschäftsführung ohne Auftrag
Auch im öffentlich-rechtlichen Bereich können Situationen entstehen, in denen
jemand ohne Auftrag oder besondere Berechtigung im Pflichtenkreis eines an-
deren tätig wird.¹⁰¹ Beispielhaft sind die vielzähligen „Fundtierfälle“, in welchen
Bürger verletzte Haustiere auffinden und auf eigene Kosten behandeln lassen,
hiernach allerdings Kostenerstattung von der eigentlich zuständigen Fundbe-
hörde begehren¹⁰² wie auch die schon im Rahmen des Verwahrungsverhältnisses
angesprochenen Abschleppfälle¹⁰³. Hier kann mangels öffentlich-rechtlicher Be-
stimmungen eine analoge Anwendung der Regelungen über die Geschäftsführung
ohne Auftrag nach §§ 677 ff. BGB notwendig werden. Die so entstehende „öf-
fentlich-rechtliche Geschäftsführung ohne Auftrag“ ist in ihren Einzelheiten
umstritten, ihre Existenz jedoch in der höchstrichterlichen Rechtsprechung und
Literatur grundsätzlich anerkannt.¹⁰⁴

In personeller Hinsicht sind dabei prinzipiell drei Konstellationen denkbar.
So kann zum einen ein Privatrechtssubjekt das Geschäfts eines Hoheitsträgers
führen und hierfür Entschädigung verlangen (z.B. in den o. g. Fundtierfällen);
umgekehrt kann ein Hoheitsträger Geschäfte eines Privaten wahrnehmen (vgl.
etwa die Abschleppfälle). Schließlich gibt es Situationen, in denen ein Verwal-
tungsträger für einen anderen handelt.¹⁰⁵ In diesen einzelnen Konstellationen

 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 43 Rn. 6.
 Vgl. VGH Mannheim, Urt. v. 28.8. 2006, Az.: 5 S 2497/055 = NJW 2007, 1375 (1376).
 Barczak,VerwArch 2018, 363 (395).
 So etwa in: Bayerischer VGH,Urt. v. 27.11. 2015, Az.: 5 BV 14.1846 = NJW 2016, 1606; aktuelle
Übungsfälle bei Felde, JA 2017, 609; Oechsler, JuS 2016, 215; Glasmacher, Jura 2014, 536; Klaß, JA
2014, 273 (277 f.). Dieselbe Situation kann zwischen zwei Verwaltungsträgern eintreten, vgl.
BVerwG, Urt. v. 26.4. 2018, Az.: 3 C 24.16 = LKV 2019, 25.
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 18 Rn. 820.
 Vgl. aktuell BVerwG, Beschl.v. 22. 2. 2018, Az.: 9 B 6/17 = KommJur 2018, 169; BSG,Urt. v. 27.6.
2017, Az.: B 2 U 13/15 = NZS 2018, 275 (276); Barczak,VerwArch 2018, 363 (395).
 Vgl. Berger, DÖV 2014, 662.
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unterliegt die öffentlich-rechtliche Geschäftsführung ohne Auftrag jeweils spe-
zifischen Beschränkungen, wie zu zeigen sein wird.

aa) Die Abgrenzung zur privatrechtlichen Geschäftsführung ohne Auftrag
Als schwierig kann sich aber zunächst die Abgrenzung zwischen öffentlich-
rechtlicher und privatrechtlicher Geschäftsführung ohne Auftrag gestalten. BGH
und BVerwG stellen in ihrer jüngsten Rechtsprechung darauf ab, welchen Cha-
rakter das Geschäft gehabt hätte, wenn es vom Geschäftsherrn selbst ausgeführt
worden wäre.¹⁰⁶ Auf die tatsächliche Maßnahme des Geschäftsführers kommt es
hiernach also nicht an, sondern lediglich auf die hypothetische Geschäftsfüh-
rung durch den Geschäftsherrn selbst. Folgt man dem konsequent, sind öf-
fentlich-rechtliche Geschäftsführungen der Verwaltung für einen Bürger ausge-
schlossen, weil letzterer bei eigener Ausführung des Geschäfts nicht hoheitlich
hätte tätig werden können.¹⁰⁷ Anderen Ansichten zufolge ist entweder auf die
Rechtsnatur des vom Geschäftsführer durchgeführten Geschäfts oder auf
den Gesamtzusammenhang abzustellen.¹⁰⁸ Letztgenannte Ansicht bleibt dabei
im Einzelnen sehr unbestimmt und ist bereits deshalb abzulehnen. Für die An-
sicht der Rechtsprechung lässt sich insbesondere der Wortlaut des § 677 BGB
anführen.¹⁰⁹

bb) Die Übertragbarkeit der §§ 677 BGB
Kommt man nach den soeben geschilderten Grundsätzen zu einer öffentlich-
rechtlichen Geschäftsführung, für deren Ausgleich keine Spezialregelungen
eingreifen, ist bei der Übertragung der §§ 677 ff. BGB allerdings Zurückhaltung
geboten:
‒ Die Geschäftsführung ohne Auftrag eines Bürgers für die Verwaltung wird

weitgehend nur in echten Notsituationen für zulässig gehalten.¹¹⁰ An-
dernfalls würden die gesetzlichen Aufgabenzuweisungen an die öffentliche
Verwaltung und auch das Rechtsschutzsystem, nach welchem der Bürger ein

 BGH, Urt. v. 26.11. 2015, Az.: III ZB 62/14 = NVwZ 2016, 870; BVerwG, Beschl. v. 7.3. 2016, Az.:
7 B 45/15 = NVwZ 2017, 242 (244); ebenso Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht,
9. Aufl. 2018, § 44 Rn. 2; Glasmacher, Jura 2014, 526 (527 ff.).
 Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 414.
 Ausführliche Darstellung des Streitstandes bei Glasmacher, Jura 2014, 526 (527 ff.).
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 44 Rn. 2.
 Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 35 Rn. 15; Baldus/
Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 245.
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Tätigwerden der Verwaltung nur unter bestimmten Voraussetzungen einkla-
gen kann, unterlaufen.¹¹¹

Im eingangs genannten Fundtierbeispiel etwa wäre also erforderlich, dass das
aufgefundene Tier dringend einer sofortigen Behandlung bedarf.

‒ Hält man eine öffentlich-rechtliche Geschäftsführung ohne Auftrag der Ver-
waltung für den Bürger nicht schonmangels öffentlich-rechtlicher Natur für
unmöglich (s. Rn. 52), ist bei der Übertragung der §§ 677 ff. BGB vor allem der
Aspekt des Vorbehalts des Gesetzes (Art. 20 Abs. 3 GG) einschränkend zu
beachten: Damit die Voraussetzungen einer Geschäftsführung ohne Auftrag
vorliegen können, muss die Behörde dem Bürger gegenüber „ohne Auftrag
oder sonstige Berechtigung“ handeln; gerade in der Eingriffsverwaltung fehlt
es ihr dann aber an der von Verfassungs wegen erforderlichen Ermächti-
gungsgrundlage! Weite Teile des Schrifttums halten deshalb zu Recht eine
öffentlich-rechtliche Geschäftsführung ohne Auftrag des Staates für den
Bürger nur insoweit für zulässig, als eine gesetzliche Ermächtigung der Ver-
waltung mangels Grundrechtsrelevanz der Geschäftsführung entbehrlich
ist.¹¹² Im Ergebnis dürfte dies eine „staatliche“ Geschäftsführung ohne Auf-
trag für den Bürger ausschließen.¹¹³

‒ Auch unter Verwaltungsträgern ist eine Geschäftsführung ohne Auftrag
wegen der ansonsten bestehenden Gefahr, gesetzliche Zuständigkeits- und
Kostenlastverteilungen zu unterlaufen, allenfalls in dringenden Ausnah-
mefällen zulässig.¹¹⁴

cc) Die Tatbestandsmerkmale
Das Spektrum möglicher Ansprüche und ihre Voraussetzungen entsprechen den
zivilrechtlichen Vorgaben, sodass Sie in der Klausur schlicht auf Ihre schuld-
rechtlichen Kenntnisse zurückgreifen können. Insbesondere das Konstrukt des
„auch-fremden“ Geschäfts wird von der Rechtsprechung in das öffentliche

 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 18 Rn. 822.
 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1280; Gurlit in: Ehlers/Pünder,
Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2016, § 35 Rn. 13; Korte in: Wolff/Bachof/Stober/Kluth,
Verwaltungsrecht I, 13. Aufl. 2017, § 55 Rn. 31; Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht,
19. Aufl. 2017, § 29 Rn. 15.
 Korte, in: Wolff/Bachof/Stober/Kluth, Verwaltungsrecht I, 13. Aufl. 2017, § 55 Rn. 31.
 Ahrens, Staatshaftungsrecht, 3. Aufl. 2018, Rn. 142.
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Recht übertragen,¹¹⁵ sodass es unschädlich ist, wenn der Geschäftsführer neben
(fremden) öffentlichen auch eigene Interessen verfolgt.

c) Öffentlich-rechtliche Leistungs- und Benutzungsverhältnisse
Gerade die Nutzung kommunaler Einrichtungen der Daseinsvorsorge (z.B.
Schwimmbäder, Bibliotheken, Kindergärten, (Ab‐)Wasser- oder Fernwärmever-
sorgung) vollzieht sich oftmals im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Leis-
tungs- und Benutzungsverhältnisses.¹¹⁶ Indes kann die Verwaltung das
Rechtsverhältnis auch privatrechtlich ausgestalten, sodass in der Klausur stets
eine Abgrenzung beider Handlungsformen notwendig ist. Anzeichen für eine
öffentlich-rechtliche Ausgestaltung sind insbesondere die Festlegung der Nut-
zungsbedingungen durch Satzung (anstelle von AGB) oder die Erhebung von
Gebühren (anstatt eines Entgelts).¹¹⁷

In derartigen Rechtsverhältnissen können Schadensersatzansprüche zwi-
schen den Parteien beispielsweise dann entstehen,wenn ein in einer städtischen
Bibliothek ausgeliehenes Buch während der Ausleihe beschädigt oder verspätet
zurückgegebenwird¹¹⁸ oder bei Unterbrechungen der kommunalen Entwässerung
eines Grundstücks¹¹⁹. Aber auch Fälle unzureichender Schwimmbadaufsicht in
öffentlichen Badeanstalten zählen dazu (s. Fall 16 in: Eisentraut, Fälle zum Ver-
waltungsrecht, 2020).¹²⁰

Hausarbeitswissen: Auch im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnisses kön-
nen allgemeine Verkehrssicherungspflichten des beteiligten Hoheitsträgers bestehen, z.B. hin-
sichtlich der Sicherung der Fenster in einem öffentlich-rechtlich betriebenen psychiatrischen Kran-
kenhaus¹²¹. Die daraus resultierende Haftung richtet sich der Rechtsprechung zufolge nach
allgemeinem Deliktsrecht (§§ 823, 831 BGB)¹²² und ist damit schon „genuin“ Gegenstand der Zi-
vilgerichtsbarkeit. § 72 II Nr. 2 GVG ist in diesem Falle nicht einschlägig; vielmehr muss die Zu-
ständigkeit nach allgemeinen Grundsätzen, also insbesondere streitwertabhängig, ermittelt werden
(§ 23 I, 71 I GVG).¹²³ Die Abgrenzung allgemeiner Verkehrssicherungspflichten von Amtspflichten

 Jüngst etwa BVerwG, Beschl. v. 22. 2. 2018, Az.: 9 B 6/17 = NVwZ-RR 2018, 539.
 Barczak,VerwArch 2018, 363 (391).
 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1269.
 OVG Bremen, Urt. v. 21.10.1997, Az.: 1 BA 14/97 = NJW 1998, 3583.
 VGH München, Beschl. v. 3.7. 2014, Az.: 4 CS 14.77 = DÖV 2015, 165.
 Dazu jüngst BGH, Urt. v. 23.11.2017, Az.: III ZR 60/16 = NJW 2018, 301.
 Vgl. OLG Magdeburg, Urt. v. 12.1. 2010, Az.: 1 U 77/09, juris.
 BGH, Urt. v. 23.11.2017, Az.: III ZR 60/16 = NJW 2018, 301 (304).
 Wittschier, in: Musielak/Voit, ZPO, 16. Aufl. 2019, § 71 GVG Rn. 8.
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i.S.d. § 839 BGB und solchen aus dem Benutzungsverhältnis selbst ist jedoch in Rechtsprechung und
Literatur bisher weitgehend ungeklärt.¹²⁴

Begründet werden kann das öffentlich-rechtliche Leistungs- oder Benutzungs-
verhältnis durch Verwaltungsvertrag¹²⁵, aber auch durch Verwaltungsakt (i.d.R.
einseitiger Zulassungsakt aufgrund einer entsprechenden Satzung)¹²⁶ oder un-
mittelbar normativ durch satzungsförmigen Anschluss- und Benutzungszwang¹²⁷.

Satzungsförmige Haftungsausschlüsse der Verwaltung werden im Leis-
tungs- oder Benutzungsverhältnis mit bestimmten Einschränkungen als zuläs-
sig erachtet.¹²⁸ Der BGH misst jene am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz und
kommt damit zu einer Unzulässigkeit insbesondere solcher Satzungsregelungen,
die eine Haftung für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit ausschließen.¹²⁹ Das
Schrifttum hingegen zieht als Entscheidungsmaßstab zunehmend auch das
AGB‐Recht des BGB heran, entweder analog¹³⁰ oder – in die öffentlich-rechtliche
Verhältnismäßigkeitsprüfung integriert – als konkretisierenden Maßstab der
Angemessenheitsprüfung¹³¹. Bei dieser Annahme kommt man insbesondere in-
folge der Vorschrift des § 309 Nr. 7 lit. a BGB (keine Haftungsreduktion für Körper-,
Lebens- und Gesundheitsschäden) zu einer strengeren Haftung der Verwaltung
(s. den Fall 16 Rn. 6 in: Eisentraut, Fälle zum Verwaltungsrecht, 2020).¹³²

4. Literaturhinweise
Ausbildungsaufsätze: Oechsler, Die öffentlich-rechtliche Geschäftsführung in
den Tierfundfällen –Zum Einfluss des Art. 20a GG auf das Privatrecht, JuS 2016,
215; vertiefend Berger, Geschäftsführung ohne Auftrag zwischen Hoheitsträgern,
DÖV 2014, 662.

Übungsfälle und -hausarbeiten: Zum öffentlich-rechtlichen Verwahrungs-
verhältnis: Binder/Schöninger, „Abschleppen im Auftrag des Staates, JA 2014, 766;
zur öffentlich-rechtlichen Geschäftsführung ohne Auftrag Felde, „Der tierliebe T

 Daher explizit offen gelassen in BGH, Urt. v. 23.11.2017, Az.: III ZR 60/16 = NJW 2018, 301
(304).
 Dann muss allerdings bedacht werden, dass die Sonderzuweisung des § 40 II S. 1 Var. 3
VwGO nicht einschlägig ist.
 Korte in: Wolff/Bachof/Stober/Kluth, Verwaltungsrecht I, 13. Aufl. 2017, § 55 Rn. 13.
 Zu diesem etwa Schoch, Besonderes Verwaltungsrecht, 2018, Kap. 2 Rn. 177 ff.
 Barczak,VerwArch 2018, 363 (392).
 BGH, Urt. v. 21.6. 2007, Az.: III ZR 177/06 = NVwZ 2008, 238 (239).
 Heintzen, NVwZ 1992, 857 (858).
 Ehlers, Jura 2012, 691 (699); Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 441.
 Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 35 Rn. 38.
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und die Fundtiere“, JA 2017, 609 (Fortgeschrittenenklausur); Klaß, „Ein Krokodil
im Badesee?“, JA 2014, 273 (277 f.).

B. Kompensation für rechtmäßige, aber übermäßige
Inanspruchnahme (Sonderopferentschädigung)
(Jana Himstedt)

Neben der bisher dargestellten Unrechtshaftung müssen Hoheitsträger unter be-
stimmten Voraussetzungen auch für rechtmäßige, jedoch im Einzelfall übermä-
ßige Beeinträchtigungen an Rechten und Rechtsgütern einstehen (s. zur diesbe-
züglichen Systematik § 5 Rn. 157 ff.). Dies gilt zum einen für Beeinträchtigungen
immaterieller Rechtsgüter nach den Grundsätzen des allgemeinen Aufopfe-
rungsanspruchs (Rn. 62 ff.). Eigentumsbeeinträchtigungen hingegen werden vor
den Zivilgerichten im Rahmen einer stark richterrechtlich geprägten Sonderdog-
matik vor allem im Wege der Enteignungsentschädigung und der Haftungsin-
stitute des enteignenden und enteignungsgleichen Eingriffs kompensiert
(Rn. 76 ff.).

I. Allgemeiner öffentlich-rechtlicher Aufopferungsanspruch

Ziel der in § 40 II 1 Var. 1 VwGO genannten „vermögensrechtliche[n] Ansprüche
aus Aufopferung für das gemeine Wohl“ ist die Entschädigung für ein Sonder-
opfer, welches der Betroffene durch einen Eingriff in bestimmte immaterielle
Rechtsgüter erleidet.¹³³

Derartige Ansprüche sind inzwischen vielfach spezialgesetzlich normiert.
Dazu zählen insbesondere die polizeirechtlichen Entschädigungsansprüche in
Anspruch genommener Nichtstörer (z.B. § 59 ASOG Bln.¹³⁴, § 51 BPolG¹³⁵), die
§§ 1 ff. des Gesetzes über die Entschädigung von Strafverfolgungsmaßnahmen
(StrEG)¹³⁶ und § 60 I 1 des Infektionsschutzgesetzes (Ausgleich von Impfschä-
den)¹³⁷. Vor diesem Hintergrund erlangt der allgemeine öffentlich-rechtliche

 Vgl. Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1181.
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 338.
 Sydow, Jura 2007, 7 (8).
 Unterreitmeier, JuS 2015, 1113 (1121).
 LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 8.7. 2015, Az.: L 13 VJ 16/12, juris-Rn. 16.

61

62

63

988 § 11 Öffentliche Ersatzleistungen vor den Zivilgerichten

Jana Himstedt



Aufopferungsanspruch, der hinter die speziell kodifizierten Ansprüche zu-
rücktritt, nur noch selten praktische Bedeutung.¹³⁸

1. Anspruchsgrundlage
Seine Rechtsgrundlage wird überwiegend im Aufopferungsgedanken der §§ 74,
75 der Einleitung des Allgemeinen Landrechts für die Preußischen Staaten
gesehen.¹³⁹ Auch auf die Grundrechte wird der Anspruch zurückgeführt; jeden-
falls auf seine gewohnheitsrechtliche Anerkennung kann in der Klausur verwie-
sen werden.¹⁴⁰

2. Anspruchsvoraussetzungen
Der öffentlich-rechtliche Aufopferungsanspruch besteht unter vier Vorausset-
zungen: Somuss ein hoheitlicher Eingriff in ein immaterielles Rechtsgut vorliegen
(a)), der mit Gemeinwohlbezug erfolgt ist (b)) und die Eingriffsfolgen unmittelbar
verursacht hat (c)); schließlich muss ein Sonderopfer gegeben sein (d)).

a) Hoheitlicher Eingriff in ein immaterielles Rechtsgut
Zunächst ist also erforderlich, dass hoheitlich in ein nichtvermögenswertes
Rechtsgut eingegriffen wurde. Darunter fallen insbesondere die in Art. 2 II GG
genannten Rechte (Leben, körperliche Unversehrtheit, Fortbewegungsfreiheit).
Eine Ausweitung auf weitere immaterielle Grundrechtsgüter, insbesondere das
allgemeine Persönlichkeitsrecht und die Berufsfreiheit,wird von der Literatur teils
befürwortet.¹⁴¹ Die Rechtsprechung lehnt dies indes noch ab.¹⁴²

Ausreichend für die Annahme eines Eingriffs sind bereits psychische Ein-
wirkungen seitens des Staates, die den Betroffenen zu dem schädigenden Ver-
halten veranlasst haben.¹⁴³ So kam die Rechtsprechung auch schon vor der Ko-
difizierung des § 60 I IfSG zu einem Ersatzanspruch für Gesundheitsschäden aus
Impfungen, für welche behördlicherseits geworben worden war.¹⁴⁴

 Vgl. Frenz, JA 2018, 360 (366).
 Vgl. Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 40 Rn. 2.
 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1185.
 Für diese Entwicklung hin zu einer „umfassenden Grundrechtsverletzungshaftung“ etwa
Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 45 Rn. 110, 118 ff.
 BGH, Beschl. v. 27.5.1993, Az.: III ZR 142/92 = NJW 1994, 1468.
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 28 Rn. 1046.
 S. BGH, Urt. v. 19. 2.1953, Az.: III ZR 208/51 = BGHZ 9, 83 (91).
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b) Gemeinwohlbezug
Der Eingriff muss zu Allgemeinwohlzwecken erfolgt sein; nicht ausreichend ist
hingegen, wenn er überwiegend Privatinteressen zu dienen bestimmt war.

c) Unmittelbarkeit der Eingriffsfolgen
Weiter muss der Eingriff unmittelbar zu schädigenden Folgen beim Anspruch-
steller geführt haben. Das erfordert neben der Kausalität insbesondere, dass
sich ein Risiko verwirklicht hat, welches sich aus der Eigenart der Maßnahme
selbst ergibt¹⁴⁵, nicht aber das allgemeine Lebensrisiko oder von Dritten gesetzte
Gefahren nur „bei Gelegenheit“ des Eingriffs.

d) Sonderopfer
Schließlich erfordert der Anspruch, dass der Eingriff beim Betroffenen zu einer
Überschreitung der sog. Sonderopferschwelle geführt hat, d.h. dass dieser durch
die Maßnahme besonders schwerwiegend und im Vergleich zu anderen Be-
troffenen ungleich belastet wurde.¹⁴⁶ Ist die Maßnahme rechtswidrig, so gilt
das Sonderopfer als indiziert¹⁴⁷; bei rechtmäßigen Eingriffen hingegen bedarf es
einer genauen Einzelfallbetrachtung,wobei insbesondere zu fragen ist, ob die den
Anspruchsteller treffenden Folgen noch gesetzgeberisch gewollt und gefordert
sind¹⁴⁸.

Examenswissen: Hieran wird ersichtlich, dass die Rechtmäßigkeit oder die Rechtswidrigkeit
des Eingriffs nicht etwa zu den Anspruchsvoraussetzungen zählen. Zwar wird in der Literatur teils
in Anlehnung an die eigentumsrechtlichen Ansprüche zwischen Aufopferungsanspruch (bei
rechtmäßigem Handeln) und dem sog. aufopferungsgleichen Anspruch (bei Rechtswidrigkeit)
unterschieden.¹⁴⁹ Die Rechtsprechung teilt diese terminologische Differenzierung jedoch nicht
und spricht vielmehr einheitlich vom Aufopferungsanspruch.¹⁵⁰ In der Klausur ist folglich beides
gangbar.

 Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 138.
 Vgl. BGH, Beschl. v. 14.12. 2017, Az.: III ZR 48/17 = NJW 2018, 1396 (1396f.).
 Vgl. BGH, Urt. v. 14.3. 2013, Az.: III ZR 253/12 = NJW 2013, 1736.
 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 28 Rn. 12; Baldus/Grzes-
zick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 349f.
 So etwa Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 28 Rn. 1043; Wolff/
Bachof/Stober/Kluth, Verwaltungsrecht II, 2010, § 72 Rn. 77.
 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1182.
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3. Anspruchsumfang
In der Rechtsfolge führt der allgemeine Aufopferungsanspruch zu einer ange-
messenen Entschädigung des Betroffenen, nicht aber zu Schadensersatz nach
dem Grundsatz der Totalreparation.¹⁵¹ Berücksichtigungsfähig bei der Entschä-
digungshöhe sind insbesondere Kosten des Anspruchstellers für Heilbehand-
lungen und wegen Verdienstausfalls; nach der neueren Rechtsprechung kann
überdies Schmerzensgeld geltend gemacht werden.¹⁵²

Ein Mitverschulden kann sich für den Betroffenen in analoger Anwendung
des § 254 BGB jedoch anspruchsmindernd auswirken. Im Falle des schuldhaften
Nichtgebrauchs von Rechtsmitteln kann dies sogar zum Anspruchsausschluss
führen. Insoweit geht also der Grundsatz des Vorrangs des Primärrechtsschutzes
in die Wertung ein.¹⁵³

4. Beweislast
Darlegung und Beweis des Sonderopfers obliegen grundsätzlich dem Anspruch-
steller.¹⁵⁴

5. Abschließende Übersicht: Der allgemeine Aufopferungsanspruch
Anspruchsgrundlage: Aufopferungsgedanke der §§ 74, 75 Einl. Preuß. ALR

Anspruchsvoraussetzungen:
1. Hoheitlicher Eingriff in ein immaterielles Rechtsgut
2. Gemeinwohlbezug
3. Unmittelbarkeit der Eingriffsfolgen
4. Sonderopfer

Rechtsfolge: „Angemessene“ Entschädigung des Sonderopfers (unter Beachtung
des Vorrangs des Primärrechtsschutzes)

6. Literaturhinweise
Ausbildungsaufsätze: Stangl, Der Aufopferungsanspruch, JA 1998, 479; Kunig,
Aufopferung, Jura 1992, 554.

 Gurlit in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 45 Rn. 109.
 BGH, Urt. v. 7.9. 2017, Az.: III ZR 71/17 = NVwZ 2018, 438.
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 28 Rn. 1051.
 OLG Karlsruhe, Urt. v. 3.7. 2013, Az.: 22 U 1/13 Bsch = DVBl. 2013, 1206 (1208).
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Klausurübung bei Reinemann, Methodik der Fallbearbeitung: „Kampf an
allen Fronten“, VR 2015, 202.

II. Die Sondersystematik bei Eigentumsverletzungen

Gesonderter Behandlung bedarf die Abgrenzung möglicher Entschädigungs-
ansprüche für Eigentumsbeeinträchtigungen. Der hierunter fallende Aus-
gleichsanspruch für Inhalts- und Schrankenbestimmungen wurde bereits
erörtert (s. § 5 Rn. 212 ff.). Hierneben wird auf den Anspruch auf Enteignungs-
entschädigung sowie die richterrechtlich geschaffenen Haftungstatbestände des
„enteignenden“ und „enteignungsgleichen“ Eingriffs einzugehen sein.

Hinsichtlich der Abgrenzung zwischen Enteignung und ausgleichs-
pflichtiger Inhalts- und Schrankenbestimmung wurde bereits dargelegt, dass
eine Enteignung nur im Falle des gezielten Entzugs konkreter Eigentumsposi-
tionen – also einer Änderung der Eigentumszuordnung – zum Zwecke der öf-
fentlichen Güterbeschaffung vorliegen kann¹⁵⁵, wohingegen es sich bei Inhalts-
und Schrankenbestimmungen um abstrakt-generell formulierte Nutzungsbe-
schränkungen des Eigentums¹⁵⁶ handeln muss. Das Vorliegen des einen Instituts
schließt das jeweils andere aus; insbesondere ist seit dem sog. „Nassauskie-
sungsbeschluss“ des BVerfG¹⁵⁷ ausgeschlossen, dass eine unverhältnismäßige
Ausgleichs- und Schrankenbestimmung gleichsam in eine Enteignung „um-
schlägt“.¹⁵⁸

Eine derart formelle Abgrenzung gilt für die Abgrenzung der Enteignung
zum enteignenden oder enteignungsgleichen Eingriff nicht. Anders als die
Enteignungsentschädigung setzen letztere jedoch gerade nicht das Bestehen einer
gesetzlich kodifizierten Entschädigungsregelung voraus. Enteignungsent-
schädigung und enteignungsgleicher Eingriff entscheiden sich überdies schon
grundsätzlich dadurch, dass erstere einen rechtmäßigen Eingriff voraussetzt und
letzterer gerade einen rechtswidrigen. Der Anspruch aus enteignendem Eingriff
greift demgegenüber ebenfalls im Falle rechtmäßigen hoheitlichen Handelns;
jedoch gilt dies nur insoweit, wie die das Sonderopfer begründenden Folgen für
den Hoheitsträger unvorhersehbarwaren,während die Enteignung gerade einen
gezielten Eigentumszugriff darstellt¹⁵⁹.

 BVerfG, Urt. v. 6.12. 2016, Az.: 1 BvR 2821/11, 1 BvR 321/12, 1 BvR 1456/12 = NJW 2017, 217 (224).
 Schmidt am Busch/Nischwitz, GewArch 2018, 284 (286).
 BVerfG, Beschl. v. 15.7.1981, Az.: 1 BvL 77/78 = BVerfGE 58, 300.
 BVerwG, Beschl. v. 18.7.1997, Az.: 4 BN 5/97 = NVwZ-RR 1998, 225 (227).
 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1161.
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1. Enteignungsentschädigung
Eine Enteignung darf gem. Art. 14 III 2–4 GG nur gegen Entschädigung erfolgen,
sodass die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG hier gleichsam in eineWertgarantie
umgewandelt wird.¹⁶⁰

Mit der verfassungsrechtlichen Sonderzuweisung in Art. 14 III 4 GG
werden auch diesbezügliche Streitigkeiten der ordentlichen Gerichtsbarkeit,
genauer den Zivilgerichten, zugewiesen. Dies gilt jedoch ausdrücklich nur für
Streitigkeiten über die Höhe der Enteignungsentschädigung. Da allerdings jede
Entscheidung über die Entschädigungshöhe eine gerichtliche Prüfung voraus-
setzt, ob der Anspruch überhaupt dem Grunde nach entstanden ist, wird dies
durch die Zivilgerichte mitgeprüft. Reine „Enteignungsstreitigkeiten“ allerdings,
bei welchen es nicht um die Entschädigung, sondern die Rechtmäßigkeit der
Enteignung an sich geht, sind vor den Verwaltungsgerichten zu führen.¹⁶¹

Hinsichtlich der Einzelheiten des Anspruchs auf Enteignungsentschädigung
gilt Folgendes:

a) Rechtsgrundlage
Art. 14 Abs. 3 GG bildet selbst keine Rechtsgrundlage für einen Entschädigungs-
anspruch des Enteigneten. Vielmehr verweist die Vorschrift auf ein Gesetz, „das
Art und Ausmaß der Entschädigung regelt“ (Art. 14 III 2 GG). Die Anspruchs-
grundlage ist folglich jeweils in dem der Enteignung zugrundeliegenden Gesetz zu
suchen.

b) Anspruchsvoraussetzungen
Der Anspruch setzt vor allem einen rechtmäßigen, hoheitlichen Eigentumseingriff
mit Enteignungscharakter voraus.

aa) Hoheitlicher Eigentumseingriff
Zunächst muss durch hoheitliches Handeln in eine von Art. 14 I 1 GG geschützte
Rechtsposition eingegriffen worden sein. Der Eigentumsbegriff entspricht dabei
dem verfassungsrechtlichen.¹⁶²

 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 39 Rn. 2.
 Insgesamt Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 45
Rn. 36.
 Eingehend zu den erfassten Rechtspositionen Kingreen, Jura 2016, 390 (392 ff.).
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bb) Enteignung
Ferner muss dem Eingriff Enteignungsqualität zukommen. Bei diesem Prü-
fungspunkt wird insbesondere die o.g. Abgrenzung zu den Inhalts- und
Schrankenbestimmungen relevant. So ist eine Enteignung – wie schon ausge-
führt – nur dann zu bejahen, wenn die Eigentumszuordnung durch gezielten
Entzug konkreter Eigentumspositionen zum Zwecke der öffentlichen Güter-
beschaffung verändert wird.¹⁶³ Die bestehende Eigentumsordnung wird also
nicht etwa für alle Eigentümer in gleicher Weise verändert, sondern nur zulasten
einzelner ausnahmsweise durchbrochen.¹⁶⁴ Dies kann unmittelbar durch Gesetz
(→ Legalenteignung), aber auch durch administrativen Einzelakt auf Grundlage
eines Enteignungsgesetzes (→ Administrativenteignung) erfolgen, wobei der
Enteignung durch Verwaltungsakt praktisch die weit größere Bedeutung zu-
kommt.¹⁶⁵ Für die Abgrenzung zwischen Enteignung und Inhalts- oder Schran-
kenbestimmung ist jedoch allein auf die formell-gesetzlichen Vorschriften abzu-
stellen.¹⁶⁶ Auch Inhalts- und Schrankenbestimmungen können nämlich durch
Vollzugsakte der Verwaltung letztlich sehr weitgehend konkretisiert werden, so
etwa aus dem BNatSchG folgende Nutzungsverbote durch die Festsetzung
räumlich eng begrenzter Naturschutzgebiete.¹⁶⁷

cc) Rechtmäßigkeit der Enteignung
Letztlich können ausschließlich rechtmäßige Enteignungen einen Anspruch
auf Enteignungsentschädigung begründen.¹⁶⁸ Bei der Rechtmäßigkeitsprüfung
sind insbesondere die sog. „Junktimklausel“ des Art. 14 III 2 wie auch die übrigen
Anforderungen des Art. 14 III GG (enteignungsrechtlicher Gesetzesvorbehalt,
Gemeinwohldienlichkeit) zu beachten.¹⁶⁹

Im Falle einer Rechtswidrigkeit der Enteignung ist der Betroffene grund-
sätzlich auf den Primärrechtsschutz, also auf die Abwehr der Maßnahme anstelle
einer monetären Liquidierung der mit ihr verbundenen Beeinträchtigungen, ver-
wiesen (Vorrang des Primärrechtsschutzes).¹⁷⁰

 BVerfG, Urt. v. 6.12. 2016, Az.: 1 BvR 2821/11, 1 BvR 321/12, 1 BvR 1456/12 = NJW 2017, 217 (224).
 BVerwG, Urt. v. 24.6.1993, Az.: 7 C 26/92 = NJW 1993, 2949 (2950).
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 28 Rn. 1007.
 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1119.
 BVerwG, Urt. v. 24.6.1993, Az.: 7 C 26/92 = NJW 1993, 2949 (2950).
 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 27 Rn. 55.
 Ausführlich Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 385 ff.
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 39 Rn. 15.
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c) Anspruchsumfang
Art und Ausmaß der Entschädigung werden durch das jeweilige Enteignungsge-
setz bestimmt (Art. 14 III 2 GG). Art. 14 III 3 GG verpflichtet den Gesetzgeber jedoch,
dies auf Grundlage einer gerechten Abwägung zu tun („unter gerechter Abwägung
der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten“). Da also nicht allein In-
teressen des Eigentümers zu berücksichtigen sind, darf die Entschädigungshöhe
auch hinter dem vollen Verkehrswert des Grundstücks zurückbleiben.¹⁷¹

d) Passivlegitimation/Anspruchsgegner
Passivlegitimiert, also Anspruchsgegner, ist grundsätzlich der durch die Ent-
eignung begünstigte Verwaltungsträger, der nicht notwendig mit dem enteig-
nenden Verwaltungsträger identisch ist. Ein Hoheitsträger ist bereits dann be-
günstigt, wenn die Enteignung der Erfüllung einer ihm obliegenden hoheitlichen
Aufgabe dient.¹⁷² Sollte der entzogene Eigentumsanspruch hingegen einem Pri-
vaten übertragen worden sein, so ist dieser – ggf. gesamtschuldnerisch neben
dem Hoheitsträger, dessen Aufgaben erfüllt werden – als Anspruchsgegner an-
zusehen.¹⁷³

e) Abschließende Übersicht: Die Enteignungsentschädigung
Anspruchsgrundlage: Enteignendes oder zur Enteignung ermächtigendes for-
melles Gesetz samt Entschädigungsregelung (vgl. Art. 14 III 2 GG)

Anspruchsvoraussetzungen:
1. Hoheitlicher Eigentumseingriff
2. In Form der Enteignung
3. Rechtmäßigkeit der Enteignung

Rechtsfolge: Anspruch auf angemessene Entschädigung, nicht notwendig voller
Ersatz

 Kingreen, Jura 2016, 390 (401 f.).
 Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 45 Rn. 34.
 Papier/Shirvani in: Maunz/Dürig, GG, 86. Aufl. 2019, Art. 14 Rn. 745.
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f) Literaturhinweise
Kingreen, Die Eigentumsgarantie (Art. 14 GG), Jura 2016, 390 (395 ff.); Lege, Das
Eigentumsgrundrecht aus Art. 14 – Teil 2: Art. 14 und das Staatshaftungsrecht,
Jura 2011, 826

2. Enteignender und enteignungsgleicher Eingriff
Die bereits angesprochenen Institute des enteignenden und des enteignungs-
gleichen Eingriffs stellen jeweils ungeschriebene Haftungstatbestände dar
und unterscheiden sich somit wesentlich von der oben behandelten Enteig-
nungsentschädigung und dem Ausgleichsanspruch für Inhalts- und Schranken-
bestimmungen, die zwingend eine gesetzlich normierte Entschädigungsregelung
fordern.

Der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten ist infolge der nunmehrigen
Herleitung der Ansprüche aus dem Aufopferungsrecht (s. Rn. 95) nach § 40 II 1
Var. 1 VwGO eröffnet.¹⁷⁴

Der enteignungsgleiche Eingriff dient hierbei der Entschädigung rechts-
widriger Eigentumseingriffe. Ursprünglich wurde der Anspruch von der Recht-
sprechung auf Grundlage eines Erst-Recht-Schlusses aus Art. 14 III 2–4 GG kon-
struiert: Wenn der Staat schon für rechtmäßige Eigentumsbeeinträchtigungen
(Enteignung) haftbar sei, müsse dies „mindestens in dem gleichen Maße“ für
rechtswidrige Eingriffe der Fall sein.¹⁷⁵ Dieser gedanklichen Verknüpfung zwi-
schen der Enteignungsentschädigung und der Ausgleichspflichtigkeit sonstiger
Eigentumsbeeinträchtigungen wurde jedoch mit dem „Nassauskiesungsbe-
schluss“ des BVerfG¹⁷⁶ die Grundlage entzogen; obgleich die Rechtsprechung bis
heute am enteignungsgleichen Eingriff als Haftungsinstitut festgehalten hat,
stützt sie ihn nunmehr auf den Aufopferungsgedanken (dazu sogleich unten).¹⁷⁷

Der enteignende Eingriff hingegen dient dem Ausgleich an sich rechtmä-
ßiger Eingriffe, welche aber im Einzelfall – wegen atypischer und unvorherseh-
barer Folgen – die Sonderopferschwelle überschreiten. Auch diesen hat die
Rechtsprechung erst später auf das öffentlich-rechtliche Aufopferungsrecht ge-

 Vgl. Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1160; eingehend zum
Streitstand Ehlers/Schneider in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, 36. EL Februar 2019, § 40
Rn. 526 ff.
 BGH, Beschl. v. 10.6.1952, Az.: GSZ 2/52 = BGHZ 6, 270 (290).
 BVerfG, Beschl. v. 15.7.1981, Az.: 1 BvL 77/78 = BVerfGE 58, 300.
 Ausführlich Pasternak in: Aust/Jacobs/Pasternak, Enteignungsentschädigung, 7. Aufl. 2014,
Rn. 217; Schoch, Jura 1989, 529.
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stützt; zunächst wurde der Anspruch vielmehr in Anlehnung an den zivilrecht-
lichen Ausgleichsanspruch des § 906 II 1 BGB kreiert.¹⁷⁸

a) Anspruchsgrundlage
Inzwischen haben Ansprüche, die der Entschädigung aus enteignendem bzw.
enteignungsgleichem Eingriff inhaltlich entsprechen, vielfach spezialgesetzliche
Regelung erfahren (etwa § 59 I und II ASOG Berlin¹⁷⁹, § 8a FStrG¹⁸⁰), sodass in der
Klausur vorrangig etwaige kodifizierte Haftungstatbestände zu prüfen sind.¹⁸¹

Im Übrigen werden die Ansprüche auf den Aufopferungsgedanken der §§ 74,
75 der Einleitung des Allgemeinen Landrechts für die Preußischen Staaten
gestützt,¹⁸² woran ihr Charakter als Sonderopferentschädigung deutlich wird.
Erkennbar ist dies zudem an den Tatbestandsvoraussetzungen, die denen des
allgemeinen öffentlich-rechtlichen Aufopferungsanspruchs stark ähneln (vgl.
Rn. 74).

b) Anspruchsvoraussetzungen
Das folgende Grundprüfungsschema kann grundsätzlich sowohl für den ent-
eignenden als auch den enteignungsgleichen Eingriff verwendet werden; die
Unterschiede und Besonderheiten werden hier jeweils unter dem betreffenden
Tatbestandsmerkmal kenntlich gemacht.

aa) Hoheitlicher Eigentumseingriff
Der Tatbestand fordert zunächst, dass hoheitlich in eine durch Art. 14 I 1 GG
geschützte Rechtsposition eingegriffen wurde. Als haftungsauslösende Akte
kommen grundsätzlich alle hoheitlichen Handlungsformen mit Ausnahme for-
meller Gesetze¹⁸³ in Betracht. Dies nämlich überschritte die zulässigen Grenzen

 Vgl. BGH, Urt. v. 20.12.1971, Az.: III ZR 79/69 = BGHZ 57, 359 (366).
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 28 Rn. 1021.
 OLG Magdeburg, Urt. v. 17.4. 2014, Az.: 6 U 33/13 = NVwZ-RR 2014, 958.
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 39 Rn. 30.
 Kingreen, Jura 2016, 390 (405).
 BGH, Urt. v. 15.12. 2016, Az.: III ZR 387/14 = NVwZ 2015, 1309 (1313); Schmitt/Werner, NVwZ
2017, 21 (23 f.); Hartmann/Jansen, DVBl. 2015, 861 (862); offen gelassen wohl in BGH, Urt. v. 19.12.
2017, Az.: XI ZR 796/16 = NJW 2018, 854 (855): „Insoweit besteht das maßgebliche, potentiell
haftungsbegründende Verhalten der Beklagten im Erlass des Gesetzes 4050/2012 vom 23. Februar
2012 […].“
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einfachen Richterrechts, insbesondere da die weitreichenden finanziellen Kon-
sequenzen einer ungeschriebenen Haftung für normatives Handeln die Haus-
haltsprärogative des Gesetzgebers verletzen würde.¹⁸⁴ Entsprechendes gilt für
Administrativakte, die ein verfassungswidriges Gesetz ohne Anwendungsspiel-
raum lediglich vollziehen („Beruhensfälle“).¹⁸⁵

Besondere Anforderungen sind zu beachten, wenn Entschädigungen für ho-
heitliches Unterlassen in Frage stehen. In diesem Fall wird der erforderliche
Eingriff in den durch Art. 14 I 1 GG geschützten Rechtskreis des Betroffenen nur
dann bejaht,wenn dieser einenAnspruch auf Vornahme der begehrten Handlung
hat („qualifiziertes Unterlassen“).¹⁸⁶ Das trifft insbesondere zu, wenn eine be-
gehrte Genehmigung oder Zulassung ein präventives Verbot mit Erlaubnisvorbe-
halt aufhebt.¹⁸⁷

bb) Gemeinwohlbezug
Der Eingriff muss ferner zu Allgemeinwohlzwecken erfolgt sein.

cc) Rechtmäßigkeit bzw. Rechtswidrigkeit des Eingriffs
Um den Anspruch sodann als „enteignenden“ oder „enteignungsgleichen“ qua-
lifizieren zu können, muss die Rechtmäßigkeit bzw. Rechtswidrigkeit des Eingriffs
geprüft werden.

dd) Unmittelbarkeit der Eingriffsfolgen
Wie auch beim allgemeinen Aufopferungsanspruch ist ein Unmittelbarkeitszu-
sammenhang zwischen Eingriff und Eingriffsfolgen dergestalt erforderlich, dass
sich mit letzterem ein Risiko verwirklicht hat, welches sich aus der Eigenart
des Eingriffs selbst ergibt.¹⁸⁸ Insbesondere Gefahren, die dem allgemeinen Le-
bensrisiko unterfallen oder durch höhere Gewalt bedingt sind, muss der Ho-
heitsträger sich nicht zurechnen lassen. ¹⁸⁹

 BGH, Urt. v. 12.3.1987, Az.: III ZR 216/85 = NJW 1987, 1875 (1877).
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 458.
 Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 45 Rn. 69.
 Erbguth/Guckelberger, Allgemeines Verwaltungsrecht, 9. Aufl. 2018, § 39 Rn. 32.
 OLG Dresden, Urt. v. 11.4. 2018, Az.: 1 U 1135/17, juris-Rn. 38.
 Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 302.
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Examenswissen: Die in der Rechtsprechung häufig anzutreffende Formulierung, es müsse sich
ein „typisches“ Risiko des Eingriffs verwirklicht haben, ist jedenfalls im Rahmen des enteig-
nenden Eingriffs, der gerade auch auf die Kompensation atypischer Eingriffsfolgen abzielt, un-
günstig¹⁹⁰ und sollte dort in der Klausur zugunsten einer Widerspruchsfreiheit Ihrer Ausfüh-
rungen vermieden werden.

ee) Sonderopfer
Schließlich erfordern sowohl der enteignende als auch der enteignungsgleiche
Anspruch das Vorliegen eines Sonderopfers. Der Anspruchsteller muss also durch
die Folgen der Maßnahme besonders schwerwiegend und im Vergleich zu ande-
ren Betroffenen ungleich belastet worden sein, sodass die Schwelle des eigen-
tumsrechtlich Zumutbaren (Sozialbindungsschwelle) überstiegen wird und
ein Gleichheitsverstoß anzunehmen ist.¹⁹¹

Beim enteignungsgleichen Eingriff ist das Sonderopfer – ebenso wie beim
aufopferungsgleichen Eingriff – grundsätzlich durch die Rechtswidrigkeit des
Eingriffs indiziert, da rechtswidrige Grundrechtseingriffe per se unzumutbar
sind.¹⁹²

ff) Vorrang des Primärrechtsschutzes
In analoger Anwendung des § 254 BGB ist der Anspruch jedoch immer dann
ausgeschlossen, wenn der Betroffene es schuldhaft versäumt hat, durch ein be-
stehendes und zumutbares Rechtsmittel den Eigentumseingriff von Vornherein
abzuwehren (Vorrang des Primärrechtsschutzes).¹⁹³

Dies gilt vor allem für den Anspruch aus enteignungsgleichem Eingriff, da
dem enteignenden Eingriff notwendig rechtmäßiges Staatshandeln zugrunde
liegt, gegen welche sich der Betroffene nicht mit Rechtsmitteln zur Wehr setzen
kann¹⁹⁴. Zudem scheidet wirksamer Primärrechtsschutz hier oftmals schon auf-
grund der mangelnden Vorhersehbarkeit atypischer Nebenfolgen einer Maß-
nahme aus.¹⁹⁵ Etwas anderes gilt allerdings dann, wenn die Duldungspflicht des

 Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, 17. Aufl. 2019, Rn. 1166.
 BGH, Beschl.v. 14.12. 2017, Az.: III ZR 48/17 = NJW 2018, 1396 (1396f.); BGH,Urt. v. 15.12. 2016,
Az.: III ZR 387/14 = NJW 2017, 1322 (1324 f.).
 Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 19. Aufl. 2017, § 27 Rn. 95.
 Peine/Siegel, Allgemeines Verwaltungsrecht, 12. Aufl. 2018, § 28 Rn. 1029.
 Baldus/Grzeszick/Wienhues, Staatshaftungsrecht, 5. Aufl. 2018 Rn. 491.
 Vgl. BGH,Urt.v. 23.4. 2015, Az.: III ZR 397/13 = NVwZ 2015, 1317 (1318 f.) – Schadenseintritt erst
nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsakts.
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Betroffenen, die zur (vermeintlichen) Rechtmäßigkeit der Maßnahme führt, ge-
rade streitig ist.¹⁹⁶

Auch gegen rechtswidrige Eingriffe kann Rechtsschutz jedoch u.U. nicht oder
nicht rechtzeitig zu erlangen sein, etwa im Falle eines Sofortvollzugs durch die
Behörde. Dann steht die Nichteinlegung des Rechtsbehelfs einer Schadensliqui-
dation auf Grundlage des enteignungsgleichen Eingriffs nicht im Wege.

c) Anspruchsumfang
Liegen die Tatbestandsvoraussetzungen des enteignenden bzw. enteignungs-
gleichen Eingriffs vor, richtet sich der Anspruch des Betroffenen auf Entschädi-
gung für das von ihm erbrachte Sonderopfer, nicht aber Schadensersatz. Hin-
sichtlich der Höhe wird sich an den Grundsätzen zur Enteignungsentschädigung
orientiert¹⁹⁷, was auch bedeutet, dass nicht notwendig der volle Verkehrswert des
Gegenstands ersetzt werden muss.

d) Passivlegitimation/Anspruchsgegner
Anspruchsgegner ist der durch die Maßnahme begünstigte Verwaltungsträger;¹⁹⁸
insofern gilt das zur Enteignungsentschädigung Gesagte (s. Rn. 87) entsprechend.

e) Abschließende Übersicht: Enteignender und enteignungsgleicher Eingriff
Anspruchsgrundlage: Aufopferungsgedanke der §§ 74, 75 Einl. Preuß. ALR

Anspruchsvoraussetzungen:
1. hoheitlicher Eigentumseingriff
2. mit Gemeinwohlbezug
3. Rechtmäßigkeit bzw. Rechtswidrigkeit des Eingriffs
4. Unmittelbarkeit der Eingriffsfolgen
5. Sonderopfer
6. Vorrang des Primärrechtsschutzes

Rechtsfolge: Angemessene Entschädigung des Sonderopfers

 VGH Mannheim, Urt. v. 6.7. 2016, Az.: 5 S 745/14 = NVwZ 2017, 224.
 Ossenbühl/Cornils, Staatshaftungsrecht, 6. Aufl. 2013, S. 349.
 Grzeszick in: Ehlers/Pünder, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2015, § 45 Rn. 91.
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